
Es gibt ein grundlegendes Problem in unserem Gesundheitssystem. Es ist spätestens nach der Ein-
führung der Fallpauschalenvergütung nicht mehr dafür da, möglichst viele Menschen optimal zu
versorgen und freie Kapazitäten für Unerwartetes vorzuhalten. Vergütet wird nur nach erbrachten
Leistungen (z.B. OP’s), das ist, als würde die Feuerwehr nur bei gelöschtem Brand bezahlt werden.
Das zwingt Krankenhäuser dazu ihre Kapazitäten voll auszulasten. Extrabetten, genug Personal und
Material für den Krisenfall wird damit betriebswirtschaftlich absurd. Diese falsche Logik treibt das
Personal bewusst schon in den Nicht-Krisenzeiten über ihre Belastungsgrenze und spart auch an
wichtigen Punkten der Patientenversorgung.

Der Markt regelt, dass unser Gesundheitssystem kaputt gespart ist, weil es nach Kriterien der Effizi-
enz funktionieren soll und nicht nach den menschlichen Bedürfnissen. Das ist außerdem das konkre-
te Ergebnis der neoliberalen Politik der letzten Jahrzehnte durch SPD, Grüne, CDU/CSU und FDP.
Die AfD als marktradikale Partei der Bonzen wird genau diese Politik verschärfen. Noch vor eini-
gen Monaten kursierte der neoliberale Vorschlag der Bertelsmann-Stiftung von notwendigen flä-
chenendeckenden Krankenhausschließungen wegen angeblicher Überkapazitäten. Jetzt rühmt sich
der Gesundheitsminister für die große Bettenanzahl. Doch Betten und Beatmungsmaschinen alleine
versorgen noch keine Menschen! Und auch ein bisschen Merci-Schokolade und Heldenrhetorik



wird den Pflegenden und anderem Krankenhausmitarbeitenden wie Reinigungskräften nicht ge-
recht. Es muss sich endlich auch im Gehalt zeigen. Das Alles ist notwendige Konsequenz, wenn Ge-
sellschaft nach kapitalistischen Maßstäben organisiert wird. Wir fragen uns: Wann ist denn ein
Krankenhaus zu teuer? Wieviel Menschen ohne medizinische Versorgung sind denn in Ordnung?
Was kostet ein Menschenleben?

Die Reaktion der Behörden auf die Pandemie ist verräterisch. Schulen, KiTas, Unis, Kultur- und
Musikveranstaltungen, Demonstrationen, Spielplätze etc. werden als Erstes geschlossen, während
die Fabriken, Büros und Call-Center erstmal munter weiterlaufen. Alles Politische, Soziale, Kultur-
elle soll in den Standby-Modus übergehen, aber die Mehrwertproduktion soll weiterbrummen, der
Profit der Kapitalisten möglichst wenig gefährdet werden. Die Schließung eines Werkes kommt erst
dann in Frage, wenn sich bereits Arbeiter*innen mit Covid-19 infiziert haben (siehe bspw. Opel
Rüsselsheim) und dies erst auf den Druck der Gewerkschaften hin. Von staatlicher Seite aus, kam
nach unseren Kenntnissen kein ernsthaftes Drängen auf die Schließung, sondern nur Homeoffice-
Apelle, die in vielen Bereichen nicht greifen können. Der Großteil der Betriebe läuft somit weiter
vor sich hin. Dieser Staat ist der Staat der Kapitalisten und er setzt seine Prioritäten eindeutig. Es
geht eben nicht um eine solidarische und bedürfnisorientierte Produktion und Verteilung von Gü-
tern, sondern um das Bestehen in der weltweiten Konkurrenz - selbst im Gesundheitskrisenfall.

Wie selbstverständlich wird - wie schon vor Corona - die Care-Arbeit (Kinderbetreuung, Kochen,
Pflege, etc.) ins Private, also auch ins unbezahlte gedrängt. Es sind vorrangig Frauen, die diese
wichtige Arbeit ohne Anerkennung und Lohn erledigen. Diese Problematik wird sich durch eine
womöglich kommende flächendeckende Quarantäne noch verschärfen. Und nicht nur das: die Ge-
walt gegen Frauen und Kinder wird drastisch zunehmen, wenn diese mit ihren Männern und Vätern
zu Hause eingesperrt sind, wenn die öffentlichen Plätze und Räume geschlossen werden. Das Priva-
te ist nicht nur politisch, sondern oft auch die tägliche Hölle.

Nicht zu vergessen ist, dass wer schon vor der Krise nicht viel Geld hatte, auch jetzt mit einer höhe-
ren Wahrscheinlichkeit schlimmer von den Einschränkungen betroffen ist als manch Andere. In ei-
ner großen Wohnung lässt es sich leichter ausharren als in einer vollen und kleinen. Wer einen pri-
vaten Garten hat, kann seine Kinder leichter ohne Spielplatz beschäftigen. Wer nicht aufs Geld
schauen muss beim Einkaufen, kann den Ausverkauf der Billigmarkennudeln leichter auf die leichte
Schulter nehmen. Wer ein Auto hat, ist nicht auf sozialen Kontakt in Öffis angewiesen.

Für die geflohenen Menschen, die mit Gewalt an einem sichereren Leben gehindert werden und die
in Lagern und Zentren eingesperrt werden, ist die Pandemie verheerend. Eine Ausbreitung des Vi-
rus unter diesen Umständen ist sehr wahrscheinlich und die Verantwortung dafür trägt die EU-Poli-
tik der Abschottung und Ausgrenzung. In den Lagern herrschen katastrophale hygienische Bedin-
gungen: Menschen werden eingepfercht und festgehalten, Waschmöglichkeiten sind rar und grund-
legende Hygieneartikel sowieso. Dies ist der perfekte Nährboden für eine Ansteckung mit Covid-
19. Weniger drastisch, aber ebenfalls prekär verhält es sich in den Abschiebeknästen und den An-
kerzentren.
Zugleich liegt alle Medienaufmerksamkeit ausschließlich auf dem Virus- fast nie jedoch in Verbin-
dung mit den Bedingungen für geflüchtete Menschen. So geht völlig unter, dass diese Menschen,
mitten im Corona-Chaos nach wie vor von Faschisten, türkischen und europäischen Grenzsoldaten
und Polizisten abgewiesen, zurückgedrängt, gejagt und angezündet werden.

Angesichts der Krise kursieren derzeit vor Allem zwei ideologische Antworten, die wir beide für
falsch oder unzureichend halten. Die einen relativieren Corona und sagen: „Ist ja nur Panikmache.
Ist ja nur wie eine normale Grippe. Trifft ja nur Alte und Vorerkrankte“. Die Menschen, die das sa-
gen, sind vielleicht vielfach einfach nur froh, selbst nicht zu dieser Gruppe zu zählen und so weni-
ger gefährdet zu sein. Mindestens implizit wird damit aber die kapitalistische Verwertungslogik re-



produziert, nach der Menschen, die (angeblich) keinen oder weniger Mehrwert schaffen, eben auch
weniger oder nichts wert sind.
 Die Risikogruppen sind außerdem deutlich größer - es zählen u.a. Menschen mit Behinderung
ebenso dazu.
Diese Aussage beinhaltet gewissermaßen die Inkaufnahme der akuten Lebensgefahr für die Risiko-
gruppen. Die anderen fordern lautstark: „Stay the fuck home. Bleibt zu Hause und sorgt für eine
Eindämmung oder zumindest Verlangsamung der Infektionen“. Das kann nur ein schlechter Witz
für alle die sein, die wissen, dass sie dank dem Markt weiterhin Ausgaben für Miete und Lebensmit-
tel haben werden und auch wissen, dass das Geld nur reinkommt, wenn sie rausgehen. Nämlich zur
Arbeit. Solange es keinen wirklichen Shutdown mit gleichzeitigem Quarantäne-Grundeinkommen
gibt, ist die Forderung, doch einfach zu Hause zu bleiben, vermessen und arbeiter*innen- und ar-
menfeindlich.

Wir haben volles Vertrauen in das Pflege- und Krankenhauspersonal und alle, die viel zu schlecht
bezahlt jeden Tag für die Würde und die Gesundheit kranker Menschen kämpfen. Menschen, die
jetzt, bspw. in Pflege- und Reinigungsberufen oder im Einzelhandel an vorderster Front kämpfen,
wird seit Jahren ein sicherer Status verwehrt. Drohende Abschiebung oder die Verweigerung siche-
rer Aufenthaltstitel, Kurzarbeit und Leiharbeit belasten sie täglich. Ihnen gilt unsere Solidarität. Wir
haben kein Vertrauen in ein kaputtgespartes Gesundheitssystem, das uns nicht vor Elend und Krank-
heit schützt. Ihm gilt unser Zorn.

Was wir jetzt fordern:

1. von den Bundes- und Landesregierungen:

- Einstellung und Schließung der nicht lebensnotwendigen Produktion und Lohnarbeit.

- schnelles, unkompliziertes Quarantäne-Grundeinkommen für Alle. Dieses soll den Menschen er-
möglicht, zu Hause zu bleiben; finanziert durch die Besteuerung der höheren Einkommen und Ver-
mögen.

- staatliche Rettungsschirme für kleine Betriebe und Non-Profit-Organisationen zum Zwecke der
Lohnfortzahlung der Mitarbeitenden, außerdem für (Schein-) Selbstständige, Kulturschaffende, etc.
finanziert durch die Besteuerung der höheren Einkommen und Vermögen

- Die bedingungslose und unkomplizierte Einbürgerung aller Menschen mit ungeklärtem bzw. unsi-
cherem Status die während der Gesundheitskrise im Pflege- und Gesundheitssektor, sowie in sonsti-
gen für die Bevölkerung wichtige Beschäftigungen gearbeitet und ihr Leben riskiert haben.

-die Auflösung der Lager an europäischen Grenzen und die Aufnahme aller dort Lebenden

- ein befristetes Verbot von Mieteinnahmen für die Zeit der Pandemie, sowie ein Verbot von
Zwangsräumungen. Zur Verfügungstellung von kostenlosem Wohnraum für Menschen ohne Woh-
nung.

- sofortige deutliche Lohnsteigerungen in Pflege und Einzelhandel und anderen unterbezahlten ver-
sorgungsnotwendigen Berufen, als für Arbeitgeber verpflichtende Gefahrenzulage. Sonst bleiben al-
le warmen Worte ein Hohn.

- Förderpaket zum Ausbau von Frauenhäusern und -wohnungen, damit von Männergewalt bedrohte
Frauen und Kinder in der Quarantäne ausweichen können.



2. von den lohnabhängig Beschäftigten und der Bevölkerung:

- geht nach Möglichkeit nicht mehr zur Arbeit

- lasst euch nicht auf „einvernehmliche Kündigungen“ ein - die wollen euch verarschen!

- übt Druck in eurer Belegschaft und in eurer Gewerkschaft für einen politischen Streik für die Ge-
sundheit aus: Quarantäne kollektiv durchsetzen.

- Teilt euch die anfallende Care-Arbeit im Privaten gerecht auf. Das heißt für viele Männer sich ak-
tiv raus aus den gewohnten Hausarbeits- und Sorgemustern zu bewegen, ohne auf eine Aufforde-
rung zu warten und auch aufzuhören die Verantwortung des Überblicks weiter auf Frauen abzuwäl-
zen. Ein bisschen mit den Kindern zu spielen und dann Probleme wieder der Frau zu überlassen
reicht nicht! Frauen, lasst euch keine Ungerechtigkeiten gefallen.

3. von Sozialist*innen, Kommunist*innen, Sozialdemokrat*innen, Anarchist*innen
und Linken:

- baut solidarische Netzwerke auf, unterstützt Menschen, die zu Risikogruppen zählen bei alltägli-
chen Besorgungen

- denkt an Menschen/Genoss*innen/Freund*innen, die die soziale Isolation noch drastischer trifft
und in Einsamkeit stürzt- leistet ihnen emotionalen Beistand

- spart beim Aufbau dieser Netzwerke nicht eure politische Haltung aus - zeigt, dass ihr solidarische
Linke seid und gewinnt Vertrauen

- denunziert dabei die Rolle von Staat und Markt und schlagt solidarische Alternativen für ein Zu-
sammenleben vor!

- solltet ihr Zeit in Quarantäne haben - bildet euch und andere - nutzt YoutubeChannels etc. zur Agi-
tation, Bildung und Erziehung

- denkt immer daran: Krisen sind Scheidepunkte der Geschichte - selbstverständlich müssen wir So-
zialist*innen da die Oberhand gewinnen, sonst droht die Barbarei. Lasst uns die Gelegenheit ergrei-
fen, ein solidarisches Zusammenleben zu erstreiten.

FREUNDSCHAFT!

Falken Nürnberg am 17. März 2020


